
Staatsorgane unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates ihre 
ganze Kraft auf die Erfüllung der ökonomischen 
Hauptaufgaben lenken. Auf dem Gebiet der Landwirt
schaft gilt es, einen solchen Aufschwung der Produk
tion zu erreichen, daß der ständig steigende Bedarf der 
Bevölkerung an tierischen Produkten zunehmend aus 
eigenem Aufkommen gesichert und die soziale und 
kulturelle Rückständigkeit des Dorfes überwunden 
wird. Dazu ist es erforderlich, bei den Mitarbeitern der 
Gerichte sowie bei den Genossenschafts- und Einzel
bauern volle Klarheit darüber zu schaffen, daß nur 
durch die Festigung und ständige Erweiterung der so
zialistischen Großraumwirtschaft diese Aufgaben er
füllt werden können.
Die Gerichte können zur Erfüllung dieser Aufgabe 
durch die Rechtsprechung sowie durch die politische 
Massenarbeit einen entscheidenden Teil beitragen. Da
zu ist es notwendig, daß sich alle Mitarbeiter der Ju
stizorgane durch das Studium der Beschlüsse von Par
tei und Regierung stets einen genauen Überblick über 
den gegenwärtigen Entwicklungsstand und die näch
sten Aufgaben in ihrem Bezirk und Kreis verschaffen. 
In entscheidendem Maße kommt es darauf an, daß die 
Grundorganisationen der Partei der Arbeiterklasse 
alle Mitarbeiter zur Durchführung der vor ihnen ste
henden Aufgaben mobilisieren und sie davon über
zeugen, daß der Sieg des Sozialismus auch auf dem 
Lande gesetzmäßig ist.

Zur Verwirklichung dieser Aufgaben sollten die Be
triebsparteiorganisationen der SED ihren Mitgliedern 
Parteiaufträge erteilen, mit dem Ziel, bestimmte 
Schwerpunktaufgaben zu lösen. Weiterhin sollten die 
BPO durch ständige Auswertung der Rechtsprechung 
darauf achten, daß durch parteiliche Entscheidungen 
Hemmnisse überwunden werden und die Entwicklung 
des sozialistischen Sektors auf dem Lande gefördert 
wird. Diese gerichtlichen Entscheidungen sind in weit 
stärkerem Maße als bisher mit der Landbevölkerung 
auszuwerten, wobei stets die vom V. Parteitag der SED 
und der VI. Konferenz der Vorsitzenden und Aktivi
sten der LPG festgelegte Generallinie der Entwicklung 
auf dem Lande dargelegt werden sollte, die nunmehr 
ihren Niederschlag im Gesetz über den Siebenjahrplan 
gefunden hat.

Quelle: „Neue Justiz“ 1959, 723.
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Blick in den Gerichtssaal:

„Wohlgetarnt als biedere Bürger . . . “
Vor dem Strafsenat la des Bezirksgerichts Dresden 
standen vier Angeklagte aus Börnersdorf, Kreis Pirna, 
die sich wegen staatsgefährdender Propaganda und 
Hetze verantworten mußten. Diese Hetze richtete sich 
besonders gegen die sozialistische Umgestaltung der 
Landwirtschaft und die im Ort vorhandene LPG.
Der Hauptangeklagte, der 54 Jahre alte Großbauer 
Heinrich Simoneit, wurde zu vier Jahren sechs Mona
ten Zuchthaus und der Gastwirt und Fleischer Horst 
Schwenke, 38 Jahre alt, zu vier Jahren Zuchthaus ver
urteilt. In diese Strafe ist bei beiden Angeklagten auch 
eine Verurteilung wegen Schwarzschlachtung einbezo
gen. Die beiden anderen Angeklagten E. Kazimierz und 
H. Rehn erhielten zwei bzw. ein Jahr Gefängnis. Si
moneit, der eine 37 Hektar große Wirtschaft besitzt, ist 
ein ehemaliger Ortsbauernführer, war Verwalter und 
Inspektor auf Rittergütern und verstand es, in Börners
dorf sich das Vertrauen weiter Kreise der Bevölkerung 
zu erschleichen.

Getarnt als biederer Bürger, ausgestattet mit guten be
ruflichen Fähigkeiten und guter Bildung, zog er in die 
Gemeindevertretung ein, wo er seinen Einfluß durch
setzte. In Wirklichkeit ging es ihm aber nicht um das 
Wohl des Staates. Er hörte die westlichen Hetzsendun
gen ab und beeinflußte ebenso wie der Angeklagte 
Schwenke die Entwicklung im Ort in negativer Weise. 
In Versammlungen steigerte sich seine feindliche Tätig
keit bis zur Provokation. Er war der erste, der einen 
über 100 Meter langen Trampelweg durch das sechs 
Wochen vor der Ernte stehende Rapsfeld der LPG Bör
nersdorf anlegte. Obwohl er als Gemeindevertreter für 
die Einhaltung der Gesetze hätte sorgen müssen, trieb 
er Hand in Hand mit dem Angeklagten Schwenke 
Schwarzschlachtungen.
Schwenke, weit primitiver als Simoneit vorgehend, 
nutzte in seiner Gastwirtschaft, dem Treffpunkt der 
Gemeinde, jede Gelegenheit zur Hetze gegen die DDR 
und LPG. Durch lügnerische Behauptungen brachte er 
die Genossenschaft in Mißkredit. Die von beiden Haupt
angeklagten betriebene Hetze mußte sowohl dem Um
fang als auch der Planmäßigkeit nach vom Bezirksge
richt als schwerer Fall gewertet werden.

Quelle: „Sächsische Neueste Nachrichten“ vom 9.12.1959.
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„Er hielt die Entwicklung nicht auf 
Staatsgefährdende Propaganda auf dem Lande 

getrieben“

Dem Einzelbauern Emst F. (54) aus War sow ging es an
scheinend zu gut. Er nannte einen Wartburg sein eigen 
und sein Sohn fuhr ein Motorrad. Er hatte also keinen 
Grund, unzufrieden zu sein. Durch seine erfolgreiche 
Arbeit erwarb er sich das Vertrauen der Bauern, die 
ihn in die Gemeindevertretung und zum Vorsitzenden 
der BHG wählten. Zunächst waren alle auch mit sei
ner gesellschaftlichen Arbeit zufrieden, bis nach eini
gen Jahren seine Aktivität nachließ. Pflicht des Gemein
derates wäre es nun gewesen, festzustellen, warum F. 
seinen gesellschaftlichen Verpflichtungen nicht mehr 
ordentlich nachkam. Vielleicht wäre durch Aussprachen 
verhindert worden, daß F. sich jetzt vor dem Gericht 
verantworten mußte.
In War sow wurde über die sozialistische Umgestaltung 
in der Landwirtschaft gesprochen, wobei F. zum Aus
druck brachte, daß er nicht Mitglied einer LPG werden 
wolle. Diese Äußerung ist natürlich nicht strafbar. F. 
sagte aber noch mehr, z. B. wären alle LPG verschul
det, er aber möchte schuldenfrei bleiben. Der Bauer sei 
bei uns sowieso nicht frei. Frei wäre der Bauer nur in 
Westdeutschland. Kurze Zeit darauf lehnte er einen 
Auftrag des Gemeinderates ab. Bei der sich ergeben
den Auseinandersetzung hetzte er gegen die Partei der 
Arbeiterklasse, die Regierung und ihre Organe.
F. wurde nun wegen staatsgefährdender Propaganda 
und Hetze zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. F. be
fand sich bereits in Untersuchungshaft. In dieser Zeit 
ging die sozialistische Umgestaltung schnell voran. 
Heute ist Warsow ein vollgenossenschaftliches Dorf.

Quelle: „Norddeutsche Zeitung“ vom 5. 3. I960.
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Rund 20 Stunden später...

nach der Tagung des Bezirksparteiaktivs, berieten in 
Anwesenheit des 1. Sekretärs der Bezirksleitung un
serer Partei, des Genossen Fritz Reuter, die Partei-

231


